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Chile am historischen Scheideweg 
Referendum zu neuer Verfassung am 4. September 
 
Am 4. September stimmt die Bevölkerung Chiles über den Entwurf für eine neue 
Verfassung ab. In der neuen Konstitution, die innerhalb eines Jahres ausgearbeitet 
wurde, haben eine starke Rolle des Staates in der Wirtschaft, die umfassende 
Beteiligung von Bürger*innen, Geschlechterparität in allen Gremien, die 
Anerkennung unterschiedlicher Lebensformen und die Rechte der Natur 
überragende Bedeutung. Der Entwurf für eine „solidarische Republik“ ist ein Modell 
für das 21. Jahrhundert, auch für andere Länder, sagt Univ.-Prof. Dr. Ulrich Brand 
von der Universität Wien. 
 
Das Erbe der Pinochet-Diktatur 
 
Wenn der Entwurf angenommen wird, würde die neue Verfassung jene von 1980 
ersetzen, die unter dem damaligen Diktator Augusto Pinochet erlassen wurde. Univ.-
Prof. Dr. Ulrich Brand von der Universität Wien sagt: „Trotz einiger Veränderungen ist 
der neoliberale Charakter der Verfassung von 1980 bis heute in Kraft. Damals wurde 
unter anderem festgelegt, dass der Staat sich weitgehend aus dem Wirtschaftsleben 
raushält und das Bildungs- und Rentensystem überwiegend privat organisiert sind. 
Sogar Wasser galt fortan nicht mehr als öffentliches Gut, sondern als private Ware, 
mit der Großkonzerne viel Geld verdienten. Insgesamt nahm die soziale und 
wirtschaftliche Spaltung in Chile deutlich zu.“ Das häufig als Wirtschaftswunderland 
bezeichnete Chile zeichne sich Brand zufolge dadurch aus, dass das 
Wirtschaftswachstum den Wohlhabenden zugutekomme und die Umwelt zerstöre. 
Landwirtschaft und Bergbau verbrauchen enorm viel Wasser, die Lachszucht in 
engen Käfigen basiere auf hohem Antibiotikakonsum. Und die monokulturelle 
Forstwirtschaft im Süden führe immer wieder zur Vertreibung der indigenen 
Bevölkerung. 
 
Protest gegen den neoliberalen Ist-Zustand 
 
Seit vielen Jahren nehme der Unmut über die herrschende Politik zu, was sich in den 
letzten Jahrzehnten in vielfältigen Protesten äußerte. „Doch der unmittelbare Anlass 
für die aktuellen Veränderungen waren die wochenlangen Mobilisierungen ab 
Oktober 2019. Die damalige rechts-konservative Regierung konnte sich nur mit dem 
Zugeständnis an der Macht halten, dass sie darüber abstimmen lässt, ob es zu einer 
neuen Verfassung kommen soll. 78 Prozent stimmten Ende 2020 dafür, weshalb im 
Mai 2021 eine Verfassungsgebende Versammlung gewählt wurde. An dieser waren 
nicht die Politiker*innen im Amt beteiligt, sondern Menschen aus verschiedensten 
Gruppen in Bezug auf Alter, Herkunft und Berufen. Diese legte im Juli 2022 einen 
Entwurf vor,“ so Ulrich Brand, der auch den Forschungsverbund Lateinamerika an 



der Universität Wien leitet. Ein weiteres Ergebnis der Mobilisierungen war, dass im 
Dezember 2021 mit Gabriel Boric zum ersten Mal seit dem Wahlsieg von Salvador 
Allende vor über 50 Jahren ein linker Präsident gewählt wurde. 
 
Die Verfassung: Ein großer Wurf für Menschen und Natur 
 
Die nun zur Abstimmung stehende Verfassung ist aus Sicht des Wiener 
Politikwissenschaftlers deshalb spannend, weil sie zentrale Probleme unserer Zeit 
thematisiert. So besagt Artikel 1 des Entwurfs: „Chile ist ein sozialer und 
demokratischer Rechtsstaat. Er ist plurinational, interkulturell, regional und 
ökologisch.“ Zugleich wird Chile darin als „solidarische Republik“ und seine 
Demokratie als paritätisch definiert, d.h. die öffentlichen Ämter müssen paritätisch 
nach Geschlechtern besetzt werden. 
 
Brand nahm Anfang August an einer internationalen Konferenz in Santiago de Chile 
teil, bei der es um den Verfassungsentwurf ging. Er sagt: „Das Prinzip der 
Plurinationalität bricht mit dem Selbstbild einer homogenen, kreolisch-weißen Nation, 
in der die Existenz der Indigenen weder anerkannt noch ihre Rechte garantiert sind. 
Menschen indigener Herkunft, die etwa elf Prozent der Bevölkerung Chiles stellen, 
werden im Verfassungsentwurf als Völker anerkannt und erhalten weitreichende 
kollektive Rechte, darunter etwa das Recht auf Sprache sowie auf eine eigene 
Gerichtsbarkeit. Darüber hinaus würde im Falle einer Annahme des Entwurfs zum 
ersten Mal in der Weltgeschichte der Grundsatz der Geschlechterparität für alle 
politischen und öffentlichen Gremien in einer nationalen Verfassung festgelegt.“ 
 
Doch der Entwurf sei noch in einer weiteren Hinsicht wegweisend: Wie bereits in der 
Verfassung von Ecuador aus dem Jahr 2008 würden nun auch in Chile erstmals die 
Rechte der Natur konstituiert. „Es geht also nicht mehr nur um die zu schützende 
Um-Welt, sondern auch um den Erhalt der Grundlagen allen menschlichen und nicht-
menschlichen Lebens.“, sagt Brand und führt aus: „Gemeingüter wie Wasser und 
Luft sollen dabei besonders geschützt werden, die Privatisierung von Wasser wird 
ausgeschlossen. Ernährungssouveränität und der Schutz von traditionellem Saatgut 
werden zu wichtigen Staatszielen erklärt. Und wer die Natur zerstört, muss sie 
reparieren.“ 
 
Rechte und Reiche machen gegen den Entwurf mobil 
 
Dass der Verfassungsentwurf angenommen wird, sei keineswegs ausgemacht. Das 
liege vor allem daran, dass es mächtige Gruppen gebe, die kein Interesse daran 
haben, mit der neoliberalen Verfassung von 1980 zu brechen: „Deutlich wurde bei 
meinem Aufenthalt in Chile, wie stark die politische Rechte und die Reichen gegen 
die neue Verfassung mobilisieren. Sie haben einiges an Macht und Vermögen zu 
verlieren, wenn die Gesellschaft gerechter und ökologisch nachhaltiger werden soll. 
Es wird ein knappes Ergebnis, weil die großen Medien in den Händen der 
Wohlhabenden sind und komplett gegen den Verfassungsentwurf mobilisieren. Doch 
die Mobilisierung für eine Annahme des Entwurfs ist beeindruckend.“ 
 
Am Morgen des 5. September werden wir in Österreich das Ergebnis erfahren. 
„Sollte die Bevölkerung den Entwurf annehmen“, so Prof. Brand abschließend, 
„beginnt erst der steinige Weg zur Umsetzung von politischen, sozialen und 
wirtschaftlichen Rechten für die Bevölkerungsmehrheit, für Gleichheit zwischen den 
Geschlechtern, für indigene Rechte und für jene der Natur. Die neue Verfassung 
könnte Strahlkraft in der ganzen Welt entwickeln, um die Krisen des 21. Jahrhunderts 
solidarisch und ökologisch zu bearbeiten.“ 



 
 
 
 

Ulrich Brand ist Professor für Internationale Politik am Institut für Politikwissenschaft 
der Universität Wien und leitet dort den Forschungsverbund Lateinamerika. 
ulrich.brand@univie.ac.at 
 
Ulrich Brand steht gerne für Interviews bereit. Ein druckfähiges Portraitfoto von ihm finden 
Sie hier: https://www.diskurs-wissenschaftsnetz.at/wp-content/uploads/2022/08/Foto-Ulrich-
Brand.jpg  
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Diskurs. Das Wissenschaftsnetz ist eine Initiative zum Transfer von wissenschaftlicher 
Evidenz engagierter Wissenschafter*innen in die Öffentlichkeit. Wir setzen uns dafür ein, dass 
wissenschaftliche Erkenntnisse entsprechend ihrer Bedeutung im öffentlichen Diskurs und in 
politischen Entscheidungen zum Tragen kommen. Mehr Informationen finden Sie auf unserer 
Website https://diskurs-wissenschaftsnetz.at/  
 
Sie möchten über unsere zukünftigen Mediengespräche und Pressemitteilungen informiert 
werden? Dann melden Sie sich doch bei unserem Presseverteiler an: https://www.diskurs-
wissen-schaftsnetz.at/presseverteiler/ 
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